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Mietrecht

Bezirk darf befristete Vermietung in Milieuschutzgebieten 
untersagen
Die befristete möblierte Vermietung von Wohnungen, die 
vorher dauerhaft vermietet worden sind, stellt in Milieu­
schutzgebieten eine genehmigungsbedürftige Nutzungsände­
rung dar. Das hat das Verwaltungsgericht Berlin mit Urteil 
vom 10. September 2026 entschieden, Az. VG 19 K 95/26. 

Die Klägerin ist Eigentümerin eines Grundstücks in Berlin-
Neukölln, das mit einem Wohngebäude bebaut ist. Es liegt 
im Geltungsbereich einer Verordnung zur Erhaltung der Zu­
sammensetzung der Wohnbevölkerung (sog. Milieuschutzge­
biet). Die Klägerin vermietet 15 Wohneinheiten dieses Ge­
bäudes für befristete Zeiträume von mindestens drei bis ma­
ximal zwölf Monaten. Dabei bietet sie teilweise Einzelzim­
mer und teilweise gesamte Wohnungen für einen WLAN, 
Heiz- und Betriebskosten sowie Möbel umfassenden Fest­
preis („All-In-Miete“) in Höhe von durchschnittlich 32,63 
EUR/m2(Einzelzimmer) bzw. 23,26 EUR/m2 (gesamte Woh­
nung) an. Die gebietstypische Warmmiete (ohne Möblie­
rung) liegt bei 10,37 EUR/m2. Das Bezirksamt Neukölln un­
tersagte der Klägerin mit Bescheid vom 22. Dezember 2025, 
die Wohnungen auf Zeit zu vermieten. Die Vermietung auf 
Zeit stelle gegenüber der vorherigen unbefristeten Vermie­
tung eine andere Nutzung der Wohnungen dar. Daher liege 
eine rechtlich beachtliche Nutzungsänderung vor, für die 
eine spezielle milieuschutzrechtliche Genehmigung erforder­
lich sei. Die Klägerin verfüge weder über diese Genehmigung 
noch könne ihr eine solche erteilt werden. Denn ihr Wohn-
Zeit-Modell verdränge die ansässige Wohnbevölkerung, de­
ren Zusammensetzung die Milieuschutzverordnung gerade 
erhalten wolle. Dagegen wendet sich die Klägerin. Sie macht 
geltend, dass die Wohnungen weiterhin zu Wohnzwecken ge­
nutzt würden und damit keine milieuschutzrechtliche Ge­
nehmigung erforderlich sei. 

Die 19. Kammer hat die Klage abgewiesen. Der Bezirk dürfe 
die Vermietung auf Zeit, wie sie die Klägerin praktiziere, un­
tersagen. Die auf drei bis maximal zwölf Monate befristete 
Vermietung der möblierten Wohnungen sei grundsätzlich ge­
eignet, die ansässige Wohnbevölkerung zu verdrängen. Da­
her liege eine milieuschutzrechtlich relevante Nutzungsände­
rung vor, für die eine Genehmigung erforderlich sei. Diese 
sei der Klägerin nicht offensichtlich zu erteilen. Denn die 
nach ihrem Geschäftsmodell vermieteten Wohnungen stün­
den etwa Haushalten mit Kindern und einkommensschwa­
chen Haushalten, die das konkrete Milieuschutzgebiet präg­
ten, nicht mehr zur Verfügung. Insoweit entfalte die Nut­
zungsänderung verdrängende Wirkung und laufe den Zie­
len der Milieuschutzverordnung zuwider. Die Frage, ob das 
Wohn-Zeit-Modell bauplanungsrechtlich noch von der Bau­
genehmigung gedeckt sei, spiele milieuschutzrechtlich keine 
Rolle.
Quelle: Pressemitteilung des VG Berlin Nr. 37/2026 vom 10. September 
2026 
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Kleingartenrecht
Räumung und Herausgabe eines Kleingartens in Schorfheide 
bestätigt
Das Landgericht Frankfurt (Oder) hat mit Urteil vom 5. Au­
gust 2026 das Urteil des Amtsgerichts Eberswalde über Räu­
mung und Herausgabe eines Kleingartens in Schorfheide be­
stätigt, Az. 16 S 186/25.
Der an dem Rechtsstreit beteiligte Bezirksverband der Klein­
gärtner verlangte mit seiner Klage von der betroffenen Klein­
gärtnerin, den von ihr seit 2006 genutzten Kleingarten zu 
räumen und an den Bezirksverband als Verpächter heraus­
zugeben. Der Bezirksverband hatte seinen Pachtvertrag mit 
der Kleingärtnerin unter anderem deshalb gekündigt, weil 
sie neben einer Laube aus DDR-Zeiten zusätzlich einen Ge­
räteschuppen errichtet hatte und den Geräteschuppen trotz 
Aufforderung nicht beseitigt hatte. Nach dem Bundesklein­
gartengesetz darf auf einer Kleingartenparzelle grundsätzlich 
nur eine Laube bis zu einer Größe von 24 Quadratmetern 
errichtet werden. Größere Lauben aus DDR-Zeiten genießen 
allerdings Bestandsschutz. Zu entscheiden war maßgeblich 
die Frage, ob die Fläche des im Jahr 2007 zusätzlich errich­
teten Geräteschuppens zu der Fläche der Laube hinzuzurech­
nen ist. Außerdem war im Streit, ob der Bezirksverband die 
Herausgabe an sich verlangen kann oder ob nur die Eigentü­
merin des Grundstücks die Herausgabe verlangen kann. Das 
Amtsgericht Eberswalde hatte die Kleingärtnerin dazu verur­
teilt, den Kleingarten zu räumen und an den Bezirksverband 
herauszugeben.
Die 16. Kammer des Landgerichts Frankfurt (Oder) hat 
das Urteil des Amtsgerichts nun bestätigt und begründet, 
dass die Fläche des Geräteschuppens deshalb der Fläche der 
Laube hinzuzurechnen ist, weil der Geräteschuppen demsel­
ben Zweck dient, den eine Laube nach dem Bundesklein­
gartengesetz hat, nämlich zum Beispiel Saatgut und Garten­
geräte zu lagern. Weiter hat die Kammer bestätigt, dass 
der Bezirksverband die Herausgabe verlangen kann, weil er 
mit der Kleingärtnerin den Pachtvertrag geschlossen hat. Es 
komme weder darauf an, ob der Bezirksverband auch der 
Eigentümer ist, noch, ob er selbst das Grundstück wirksam 
von dem Eigentümer des Grundstücks gepachtet hat.
Quelle: Pressemitteilung des LG Frankfurt (Oder) vom 26. August 2026

Versicherungsrecht
BGH sieht Werkstattrisiko bei Kfz-Versicherungsnehmer
Der unter anderem für das Versicherungsvertragsrecht zu­
ständige IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat mit Urteil 
vom 9. September 2026 entschieden, dass die vom Kfz-Kas­
koversicherer zu erstattenden "für die Reparatur erforderli­
chen Kosten" grundsätzlich keine unberechtigten Rech­
nungspositionen umfassen. Das sogenannte Werkstattrisiko 
verbleibt insoweit in der Regel beim Versicherungsnehmer, 
Az. IV ZR 235/25.
Das Fahrzeug der Klägerin ist bei der Beklagten vollkasko­
versichert. Nach einem Unfall wurde es in einer Werkstatt 
repariert. Die Beklagte beglich den Rechnungsbetrag, zog 
aber 389,01 € mit der Begründung ab, einzelne Arbeits­
schritte seien nicht erforderlich gewesen. Sie beruft sich auf 
die dem Versicherungsvertrag zugrunde liegende Klausel in 
Ziff. A.2.6.2 Allgemeine Bedingungen für die Kfz-Versiche­
rung (AKB), die auszugsweise wie folgt lautet: "Wird das 
Fahrzeug beschädigt, zahlen wir die für die Reparatur erfor­
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derlichen Kosten bis zu folgenden Obergrenzen: Wird das 
Fahrzeug vollständig und fachgerecht repariert, zahlen wir 
die hierfür erforderlichen Kosten bis zur Höhe des Wieder­
beschaffungswerts, wenn Sie uns dies durch eine Rechnung 
nachweisen." Laut einem vom Amtsgericht eingeholten 
Sachverständigengutachten sind mehrere Positionen der 
Werkstattrechnung unberechtigt überhöht. Das Amtsgericht 
hat die auf Zahlung des Restbetrags der Werkstattrechnung 
in Höhe von 389,01 EUR gerichtete Klage abgewiesen. Das 
Landgericht hat die hiergegen gerichtete Berufung der Kläge­
rin zurückgewiesen. Mit ihrer Revision verfolgt die Klägerin 
ihr Klagebegehren weiter.
Die Klägerin hatte vor dem BGH keinen Erfolg. Der Bundes­
gerichtshof hat die bislang höchstrichterlich nicht geklärte 
Frage, ob in der Kfz-Kaskoversicherung der Versicherer oder 
der Versicherungsnehmer das sogenannte Werkstattrisiko 
trägt, dahin entschieden, dass dieses in der Regel beim Versi­
cherungsnehmer verbleibt. Die nach Ziff. A.2.6.2 AKB vom 
Kaskoversicherer zu erstattenden "für die Reparatur erfor­
derlichen Kosten" umfassen, jedenfalls ohne befolgte Wei­
sungen des Versicherers an den Versicherungsnehmer hin­
sichtlich Auswahl oder Beauftragung der Reparaturwerk­
statt, keine Rechnungspositionen, die, etwa wegen überhöh­
ter Ansätze von Material oder Arbeitszeit oder wegen un­
sachgemäßer oder unwirtschaftlicher Arbeitsweise der Werk­
statt, unangemessen, überflüssig oder mangels tatsächlicher 
Vornahme unberechtigt sind.
Ein durchschnittlicher Versicherungsnehmer wird nach dem 
Wortlaut von Ziff. A.2.6.2 AKB davon ausgehen, dass ihm 
im Versicherungsfall diejenigen Aufwendungen ersetzt wer­
den, die ein wirtschaftlich vernünftig handelnder Betroffener 
in seiner Lage tätigen würde, um das beschädigte Fahrzeug 
wieder fachgerecht herzustellen. Kosten für objektiv unnöti­
ge oder nicht durchgeführte Maßnahmen oder solche Kos­
ten, die ihm etwa aufgrund unwirtschaftlicher Arbeitsweise 
einer Kfz-Werkstatt oder überhöhter Ansätze von Material 
oder Arbeitszeit in Rechnung gestellt werden, wird er nicht 
hierzu zählen. Für den Umfang der Eintrittspflicht des Versi­
cherers ist allein dessen im Wege der Auslegung näher zu be­
stimmendes vertragliches Versprechen maßgeblich, während 
die gesetzlichen Vorschriften zum Schadensersatz keine An­
wendung finden. Unerheblich ist daher, dass im gesetzlichen 
Haftpflichtrecht nach ständiger Rechtsprechung des VI. Zi­
vilsenats des BGH und der Instanzgerichte grundsätzlich der 
Unfallverursacher (bzw. dessen Haftpflichtversicherer) das 
sogenannte Werkstattrisiko trägt (grundlegend: BGH, Urteil 
vom 29. Oktober 1974 - VI ZR 42/73, BGHZ 63, 182). 
Diese Grundsätze sind nicht auf das Kaskoversicherungs­
recht übertragbar.
Quelle: Pressemitteilung des BGH Nr. 165/2026 vom 9. September 2026

Strafrecht

Sog. Blaulichtreporter aus Landkreis Bitterfeld-Wolfen wegen 
Brandstiftung verurteilt
Das Landgerichts Dessau-Roßlau hat mit Urteil vom 4. Sep­
tember 2026 zwei Angeklagte aus Bitterfeld-Wolfen und 
Zörbig im Alter von 23 und 33 Jahren wegen mehrfacher 
Brandstiftung zu Freiheitsstrafen verurteilt, Az. 2 KLs 390 Js 
24369/25.
Die 2. Strafkammer hat es im Ergebnis der umfangreichen 
Beweisaufnahme als erwiesen angesehen, dass die Männer 

n

zwischen Juli und September 2025 im Raum Bitterfeld-Wol­
fen und Umgebung leerstehende Gebäude, Waldstücke und 
landwirtschaftlich genutzte Grundstücke in Brand gesetzt 
haben, darunter das ehemalige Bahnhofsgebäude in Raguhn-
Jeßnitz, bei dessen Inbrandsetzung sie vorläufig festgenom­
men wurden. Handlungsleitendes Motiv der Angeklagten 
war es, als freie Pressefotografen unmittelbar an den Tator­
ten exklusives Video- und Bildmaterial von den Feuerwehr­
einsätzen anzufertigen und auf Social-Media-Kanälen und 
durch Verkäufe an andere Medien zu vermarkten. Es ent­
stand Sachschaden in deutlich sechsstelliger Höhe. Gegen 
den älteren Angeklagten hat die Kammer wegen Brandstif­
tung in sechs Fällen eine Gesamtfreiheitsstrafe von einem 
Jahr und 11 Monaten verhängt und deren Vollstreckung zur 
Bewährung ausgesetzt. Dem ging eine Verständigung voraus. 
Der jüngere Angeklagte ist wegen sieben Taten zu einer 
Gesamtfreiheitsstrafe von sechs Jahren und acht Monaten 
verurteilt worden.
Quelle: Pressemitteilung des LG Dessau-Roßlau Nr. 20/2026 vom 
4. September 2026

Verurteilung wegen verbotenen Anbaus von Cannabis 
rechtskräftig
Das Oberlandesgericht Naumburg hat mit Beschluss vom 
26. August 2026 die Revision einer Angeklagten gegen eine 
Entscheidung des Landgerichts Halle (Az. 8 c NBs 91/25 
vom 4. März 2026) wegen verbotenen Anbaus von Canna­
bis abgelehnt, womit die Verurteilung der Angeklagten 
rechtskräftig ist, Az. 1 ORs 145/26.
Die Angeklagte hatte als Leiterin einer Versammlung des 
"Deutschen Hanfverbandes Halle-Saalekreis" im Bereich vor 
drobs Halle 118 in Töpfen mit Kokossubstrat gepflanzte 
Cannabispflanzen geschützt aufgestellt und deponiert, um 
sie zum Ende der Kundgebung im Juli 2024 an interessierte 
Dritte zu verschenken. Die Polizei wies sie vor Ort darauf 
hin, dass dies strafbar sei. Nachdem die Angeklagte eine 
Pflanze an eine nicht näher bekannte Person abgegeben hat­
te, wurden die restlichen 117 Pflanzen aufgrund richterlicher 
Anordnung beschlagnahmt. Die Versammlungsbehörde hat­
te die Angeklagte zuvor darauf hingewiesen, dass in Kokos­
substrat eingepflanzte Pflanzen nicht mehr dem Begriff des 
„Vermehrungsmaterials“ unterfielen und das geplante Ver­
schenken der Pflanzen als strafbar angesehen werde.
Das Amtsgericht Halle (Saale) hatte die Angeklagte im Sep­
tember 2025 wegen Anbaus von mehr als drei lebenden 
Cannabispflanzen in Tateinheit mit nicht zum Eigenkonsum 
bestimmten Anbau von Cannabispflanzen zu einer Geldstra­
fe von 20 Tagessätzen zu je 28 EUR verurteilt. Hiergegen 
hatten die Angeklagte und die Staatsanwaltschaft Halle das 
Rechtsmittel der Berufung eingelegt. Im Berufungsverfahren 
vor der 8. Strafkammer des Landgerichts Halle wurde die 
Angeklagte wegen nicht zum Eigenkonsum bestimmten An­
baus von Cannabispflanzen zu einer Geldstrafe von 50 Ta­
gessätzen zu je 36 EUR verurteilt. Die in dem Verfahren be­
schlagnahmten 117 Cannabispflanzen nebst Anbaumaterial 
(Kokossubstrat und Töpfe) sind eingezogen worden.
Gegen das Urteil hatte die Angeklagte Revision eingelegt, 
welche das OLG Naumburg mit einem nicht weiter begrün­
deten Beschluss als unbegründet verworfen hat.
Quelle: Pressemitteilung des LG Halle Nr. 14/2026 vom 15. September 
2026
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Fortsetzung von Seite IV

Planungsrecht

Klage gegen LNG-Terminal im Hafen Mukran (Rügen) erfolglos
Die Klage der Gemeinde Ostseebad Binz gegen die Genehmi­
gung für die Errichtung und den Betrieb eines LNG-Termi­
nals im Hafen Mukran (Gemeinde Sassnitz) bleibt ohne Er­
folg. Dies hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 
16. September 2026 entschieden, Az. BVerwG 7 A 6.25.
Mit Bescheid vom 9. April 2024 genehmigte das Staatliche 
Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern die Er­
richtung und den bis zum 31. Dezember 2043 befristeten 
Betrieb eines LNG-Terminals, bestehend aus zwei schwim­
menden Anlagen zur Speicherung und Regasifizierung von 
verflüssigtem Erdgas (FSRU-Anlage), im Hafen Mukran. 
Hiergegen legte die Klägerin, Nachbargemeinde der Stand­
ortgemeinde Sassnitz, Widerspruch ein. Zugleich beantragte 
sie beim Bundesverwaltungsgericht die Anordnung der auf­
schiebenden Wirkung ihres Widerspruchs, mit dem sie 
schwerwiegende Sicherheitsrisiken infolge des Terminalbe­
triebs geltend macht. Diesen Eilantrag hat der Senat mit Be­
schluss vom 6. Juni 2024 (BVerwG 7 VR 4.24) abgelehnt. 
Auch der Widerspruch der Gemeinde Binz blieb erfolglos.
Ihre nachfolgend erhobene Klage hat das Bundesverwal­
tungsgericht als unzulässig abgewiesen. Deren Zulässigkeit 
setzt voraus, dass die Klägerin die Möglichkeit aufzeigt, 
durch das genehmigte Vorhaben betroffen und in ihrer 
Rechtsstellung verletzt zu sein. Diesen Anforderungen ge­
nügt die Begründung der Klage nicht. In Betracht kommen­
de Schutzobjekte wie beplante Gebiete oder kommunale 
Einrichtungen des Ostseebads Binz liegen weit außerhalb 
des fehlerfrei ermittelten, angemessenen Sicherheitsabstands 
vom Betriebsbereich des LNG-Terminals. Mögliche weitrei­
chende Auswirkungen von etwaigen Störfällen im Hafenbe­
reich werden ebenfalls nicht aufgezeigt. Die Entfernung vom 
LNG-Terminal zum nächstgelegenen beplanten Gebiet der 
Klägerin beträgt über 1,5 km.
Quelle: Pressemitteilung des BVerwG Nr. 66/2026 vom 16. September 
2026

Umweltrecht

Baumfällung für Baustelle des Heizkraftwerks Charlottenburg 
zulässig
Die Fällung von zehn Rosskastanien für die Einrichtung 
einer Baustellenfläche im Zuge der Modernisierung des 
Heizkraftwerks Charlottenburg ist behördlich genehmigt 
und damit zulässig. Das hat das Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg mit Beschluss vom 21. August 2026 
festgestellt, OVG 11 S 39/26.
Die Antragstellerin, die BEW Berliner Energie und Wärme 
GmbH, modernisiert das Heizkraftwerk Charlottenburg 
durch die Errichtung von drei neuen gasgefeuerten Gasturbi­
nenanlagen, vier Elektro-Heißwassererzeugern sowie Neben­
anlagen. Das Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheits­
schutz und technische Sicherheit Berlin erteilte der Antrag­
stellerin hierfür am 27. Februar 2026 die notwendige immis­
sionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung, gegen die 
kein Rechtsbehelf eingelegt wurde. Gegenstand der Geneh­
migung ist unter anderem die Einrichtung der Baustellenflä­
che inklusive der nötigen Fällung von zehn Rosskastanien 
im Bereich der Grünanlage Am Spreebord, in dem die zur 
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Baustelle gehörenden Personalcontainer aufgestellt werden 
sollen. Als Ersatz hierfür ist die Antragstellerin nach Beendi­
gung der Bauarbeiten unter anderem zur Pflanzung von 19 
Bäumen verpflichtet, ferner zu einer dreijährigen Fertigstel­
lungs- und Entwicklungspflege sowie einer 22-jährigen Un­
terhaltungspflege. Darüber hinaus hat die Antragstellerin bei 
der Fällung auf die Einhaltung artenschutzrechtlicher Vorga­
ben zu achten. Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf 
untersagte der Antragstellerin am 2. Juli 2026 die Fällung 
der zehn Rosskastanien.
Der gegen diese Anordnung gerichtete Eilrechtschutzantrag 
der Antragstellerin hatte Erfolg. Der 11. Senat des OVG 
stellte die aufschiebende Wirkung ihres Widerspruchs wieder 
her. Das Bezirksamt war nicht befugt, die Fällung der Ross­
kastanien zu untersagen. Diese Frage wurde unter Beach­
tung der naturschutzrechtlichen Belange und unter 
Ausschluss geeigneter Alternativen für die Aufstellung der 
Container bereits im Rahmen des immissionsschutzrechtli­
chen Verfahrens, an dem das Bezirksamt beteiligt war, durch 
den Bescheid vom 27. Februar 2026 abschließend wirksam 
geregelt.
Quelle: Pressemitteilung des OVG Berlin-Brandenburg Nr. 27/2026 vom 
21. August 2026

Trotz möglicher Unwirksamkeit von Höhenbegrenzung kein 
Anspruch auf Genehmigung von Windenergieanlagen
Die Klage eines Windenergieunternehmens auf Genehmi­
gung von vier Windenergieanlagen im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplans der Stadt Kyritz bleibt ohne Erfolg. Das hat 
das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Urteil 
vom 15. September 2026 entschieden, Az. OVG 7 A 38/25.
Die Klägerin beantragte beim Landesamt für Umwelt die im­
missionsschutzrechtliche Genehmigung für die Errichtung 
und den Betrieb von vier Windenergieanlagen. Die geplanten 
Anlagen mit einer Höhe von mehr als 200 m liegen im Gel­
tungsbereich eines Bebauungsplans aus dem Jahr 2006. Die­
ser setzt zehn Sondergebiete für Windenergieanlagen fest 
und begrenzt die zulässige Gesamthöhe von Windenergiean­
lagen auf jeweils 100 m. Fünf Sondergebiete waren bereits 
bei Inkrafttreten des Bebauungsplans mit entsprechenden 
Windenergieanlagen bebaut. Weitere fünf Sondergebiete sind 
seit Bestehen des Bebauungsplans nicht bebaut worden. Das 
Landesamt für Umwelt lehnte die Genehmigungsanträge u.a. 
deshalb ab, weil die geplanten Anlagen der Klägerin die Hö­
henbegrenzung überschreiten.
Hiergegen wandte sich die Klägerin mit ihrer Klage. Sie 
machte im Wesentlichen geltend, der Bebauungsplan sei teil­
weise, nämlich hinsichtlich der fünf noch unbebauten Son­
dergebiete, funktionslos geworden. Windenergieanlagen mit 
einer Gesamthöhe von 100 m seien am Markt faktisch nicht 
mehr verfügbar und könnten nicht wirtschaftlich betrieben 
werden. Der Beklagte hielt dem entgegen, der Bebauungs­
plan diene weiterhin der Absicherung der vorhandenen 
Windenergieanlagen und sei deshalb nicht funktionslos.
Der 7. Senat des Oberverwaltungsgerichts hat die Klage ab­
gewiesen. Nach seiner Auffassung kommt es nicht darauf 
an, ob die im Bebauungsplan festgesetzte Höhenbegrenzung 
für die noch unbebauten Sondergebiete und die weiteren 
darauf bezogenen Festsetzungen wegen Funktionslosigkeit 
unwirksam geworden sind. Denn die Unwirksamkeit dieser 
Festsetzungen hätte nicht die Gesamtunwirksamkeit des Be­
bauungsplans zur Folge. Jedenfalls hinsichtlich der bereits 
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realisierten Windenergieanlagen behält er nach dem erkenn­
baren Willen der Gemeinde seine steuernde Wirkung für das 
Plangebiet. Da der Bebauungsplan die Errichtung von Wind­
energieanlagen auf die hierfür festgesetzten Sondergebiete 
beschränkt und sich das Vorhaben der Klägerin teilweise 
außerhalb dieser Sondergebiete befindet, ist es im Geltungs­
bereich des Bebauungsplans unabhängig von der Höhenbe­
grenzung bauplanungsrechtlich nicht zulässig.
Quelle: Pressemitteilung des OVG Berlin-Brandenburg Nr. 29/2026 vom 
15. September 2026

Müllverbrennungsanlagen müssen CO² Bepreisung zahlen
Müllverbrennungsanlagenmüssen für das von ihnen ausge­
stoßene CO₂ bezahlen, weil sie dem nationalen Brennstoff­
emissionshandel unterliegen. Das hat das Verwaltungsge­
richt Berlin mit Urteil vom 21. Mai 2026 entschieden, Az. 
VG 10 K 440/23 und VG 10 K 516/23. 
Die Betreiber einer Anlage für die Verbrennung von ge­
fährlichen Abfällen sowie einer kommunalen Siedlungsab­
fallverbrennungsanlage haben gegen ihre Einbeziehung in 
das Brennstoffemissionshandelssystem nach dem Brennstoff­
emissionshandelsgesetz (BEHG) geklagt. Sie sind der Auf­
fassung, dass eine nationale CO₂-Bepreisung durch die eu­
ropäische Emissionshandelsrichtlinie gesperrt ist, gegen die 
Vorgaben des Grundgesetzes zur Besteuerung verstößt und 
angesichts der zu erwartenden Verteuerung der Müllentsor­
gung unverhältnismäßig ist. 
Die 10. Kammer des VG hat die Klagen abgewiesen. Das 
BEHG sei dem Wortlaut des Gesetzes nach nicht nur auf 
klassische Brennstoffe wie Benzin oder Diesel, sondern auch 
auf Müllverbrennungsanlagen anwendbar. Das Gesetz ver­
stoße nicht gegen Europarecht. Das Verbrennen von Brenn­
stoffen in Müllverbrennungsanlagen sei vom europäischen 
Emissionshandel nach der Emissionshandelsrichtlinie (die 
mit dem Treibhausgasemissionshandelsgesetz (TEHG) in 
deutsches Recht umgesetzt wurde) ausdrücklich ausgenom­
men. Dies stehe der Einbeziehung in den nationalen Brenn­
stoffemissionshandel nicht entgegen. Das Verbrennen von 
Brennstoffen in Müllverbrennungsanlagen unterfalle der EU-
Klimaschutzverordnung (VO (EU) 2023/857), mit der die 
EU-Mitgliedstaaten Emissionsminderungsziele zugesagt hät­
ten, die durch nationale Maßnahmen zu erreichen seien. Da­
zu gehöre der Emissionshandel nach dem BEHG. Im Übri­
gen seien die Mitgliedstaaten auch zu weitergehenden Kli­
maschutzmaßnahmen berechtigt. Die CO₂-Bepreisung nach 
dem BEHG sei als nicht-steuerliche Abgabe zur Vorteilsab­
schöpfung mit Lenkungsfunktion ferner mit dem Grundge­
setz vereinbar. Dem Inhaber eines Emissionszertifikats werde 
durch die Erlaubnis, eine Tonne CO₂ auszustoßen, der Son­
dervorteil eingeräumt, die Reinheit der Luft als knappe na­
türliche Ressource zu nutzen. Denn aus dem Klimaschutzziel 
des Art. 20 a GG folge nach der Rechtsprechung des Bundes­
verfassungsgerichts ein globales CO₂-Restbudget zur Begren­
zung der Erderwärmung. Durch die CO₂-Bepreisung, die an 
Kunden weitergegeben werde, könnten beabsichtigte Anreize 
zur Abfallvermeidung gesetzt, höhere Recyclingquoten er­
reicht und Innovationsdruck erzeugt werden. Angesichts der 
drohenden Schäden für die grundrechtlichen Schutzgüter Le­
ben und Gesundheit bei einer Verfehlung der Klimaschutz­
ziele erweise sich der aus der Einführung des nationalen 
Emissionshandels resultierende Eingriff in das Eigentum pri­
vatwirtschaftlicher Betreiber von Müllverbrennungsanlagen 
schließlich als weniger schwerwiegend, zumal die entstehen­

den finanziellen Belastungen an die Endkunden weitergege­
ben werden könnten. 
Quelle: Pressemitteilung des VG Berlin Nr. 36/2026 vom 19. August 
2026

Aufenthaltsrecht
Ausreisepflicht ist Bezugspunkt der Freiwilligkeitserklärung
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 26. Au­
gust entschieden, dass bei Verweigerung der Abgabe einer 
sogenannten „Freiwilligkeitserklärung“ kein Anspruch auf 
Aufhebung der Nebenbestimmung "Duldung für Personen 
mit ungeklärter Identität" besteht, Az. BVerwG 1 C 27.25.
Der Kläger, ein somalischer Staatsangehöriger, wendet sich 
gegen den seiner Duldung beigefügten Zusatz „für Personen 
mit ungeklärter Identität“. Er reiste im Jahr 2014 in die 
Bundesrepublik Deutschland ein. Ein in diesem Jahr gestell­
ter Asylantrag und vier in den Folgejahren gestellte Asylfol­
geanträge sind erfolglos geblieben. Nach dem Abschluss des 
Asylerstverfahrens wurde der Aufenthalt des Klägers gemäß 
§ 60 a Abs. 2 AufenthG geduldet, da sich dieser zwar im Be­
sitz eines somalischen Nationalpasses, einer somalischen ID-
Card und einer somalischen Geburtsurkunde befand, sich 
indes weigerte, die von der Bundesrepublik Somalia als Vor­
aussetzung für die Ausstellung eines die Abschiebung ermög­
lichenden Heimreisedokuments geforderte Erklärung abzu­
geben, freiwillig in sein Herkunftsland zurückzukehren. 
Erstmals im September 2024 erteilte der Beklagte ihm eine 
"Duldung für Personen mit ungeklärter Identität“ gemäß 
§ 60 b Abs. 1 AufenthG, die er in der Folge verlängerte.
Das Verwaltungsgericht hat den Beklagten verpflichtet, dem 
Kläger eine Duldung nach § 60 a Abs. 2 Satz 1 AufenthG zu 
erteilen. Der Verwaltungsgerichtshof hat das Urteil des Ver­
waltungsgerichts geändert und die Klage abgewiesen. Die 
Mitwirkungspflicht eines vollziehbar ausreisepflichtigen 
Ausländers gemäß § 60 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 i. V. m. 
§ 60 b Abs. 2 Satz 1 AufenthG beschränke sich nicht auf die 
besondere Passbeschaffungspflicht, sondern verpflichte voll­
ziehbar ausreisepflichtige Ausländer, bei denen nach der 
Rechts- und Verwaltungspraxis des Herkunftsstaats noch 
nicht alle notwendigen Voraussetzungen für eine Abschie­
bung vorlägen, umfassend zur Beseitigung tatsächlicher Ab­
schiebungshindernisse.
Der 1. Senat des Bundesverwaltungsgerichts hat die gegen 
das Berufungsurteil erhobene Revision des Klägers zurück­
gewiesen. § 60 b Abs. 1 Satz 1 AufenthG hält den vollziehbar 
ausreisepflichtigen Ausländer nicht zu jedwedem zumutba­
ren Verhalten zur Beseitigung eines beliebigen inlandsbezo­
genen Vollstreckungshindernisses an, sondern, soweit hier 
von Interesse, allein zur Vornahme sämtlicher ihm unter Be­
rücksichtigung der Umstände des Einzelfalls zumutbaren 
Handlungen zur Beschaffung eines Passes oder Passersatzes. 
Erfordert die Durchsetzung der Ausreisepflicht mit den Mit­
teln des Verwaltungszwangs (Abschiebung) zusätzlich zu 
dem Besitz eines Nationalpasses die Ausstellung eines Heim­
reisedokuments in Form eines Laissez-Passer durch das Ziel­
land der Abschiebung und kommt diesem Heimreisedoku­
ment die Funktion eines Passersatzpapiers zu, so ist die Mit­
wirkung des vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländers an 
der Ausstellung eines solchen von der besonderen Passbe­
schaffungspflicht im Sinne von § 60 b Abs. 1 Satz 1 Alt. 2
i. V. m. Abs. 2 Satz 1 AufenthG erfasst. Die in § 60 b Abs. 2 
Satz 1 AufenthG normierte Mitwirkungspflicht erfährt in 
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dem Katalog des § 60 b Abs. 3 Satz 1 AufenthG eine nähere 
Spezifizierung. Gemäß § 60 b Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 AufenthG 
ist es dem Ausländer im Sinne von § 60 b Abs. 2 Satz 1 
AufenthG regelmäßig zumutbar, eine Erklärung gegenüber 
den Behörden des Herkunftsstaats, aus dem Bundesgebiet 
freiwillig im Rahmen seiner rechtlichen Verpflichtung nach 
dem deutschen Recht auszureisen, abzugeben, sofern die 
Ausstellung des Reisedokuments hiervon abhängig gemacht 
wird. Die Pflicht zur Abgabe einer solchen Freiwilligkeitser­
klärung steht auch dann im Einklang mit höherrangigem 
Recht, insbesondere mit Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 GG, 
wenn die Erklärung nicht dem tatsächlichen Willen des Aus­
länders entspricht. Bezugspunkt der Freiwilligkeit ist näm­
lich die Ausreisepflicht und nicht der Wille des Ausländers, 
aus innerer Überzeugung oder sonstigen selbst gewählten 
Motiven ausreisen zu wollen.
Quelle: Pressemitteilung des BVerwG Nr. 65/2026 vom 9. September 
2026

Arbeitsrecht
Berechnung einer tariflichen Überlastquote
Die Auslegung eines Altersteilzeit-Tarifvertrags kann erge­
ben, dass Arbeitnehmer außerhalb des tariflichen Geltungs­
bereichs bei der Berechnung, ob eine sog. Überlastquote er­
füllt ist, zu berücksichtigen sind. Das hat das Bundesarbeits­
gericht mit Urteil vom 25. August 2026 entschieden, 9 AZR 
162/25.
Die Parteien streiten über den Abschluss eines Altersteilzeit­
vertrags. Der Kläger ist seit April 1995 bei der Beklagten, 
einem Unternehmen der Lebensmittelindustrie, beschäftigt. 
Er ist Mitglied der Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststät­
ten (NGG). Die Beklagte schloss mit der NGG unter dem 
15. März 2021 einen „Altersteilzeit-Haustarifvertrag“ 
(ATZ-HTV). Dessen § 2 sieht unter bestimmten Vorausset­
zungen einen Anspruch auf Abschluss eines Altersteilzeitver­
trags für Mitglieder der NGG vor. Nach der in § 3 Ziff. 1 
ATZ-HTV geregelten Überlastquote ist der Anspruch ausge­
schlossen, wenn und solange 2,5 % oder mehr Arbeitnehmer 
des Betriebs, dem der Anspruch stellende Arbeitnehmer an­
gehört, von einer Altersteilzeitregelung Gebrauch machen. 
Der Kläger fällt unter den tariflichen Geltungsbereich und 
erfüllt die Anspruchsvoraussetzungen des § 2 ATZ-HTV. 
Mit Schreiben vom 1. März 2023 beantragte er den Ab­
schluss eines Altersteilzeitvertrags ab dem 1. September 
2023 bis zum 31. August 2029. Die Beklagte lehnte dies ab, 
weil die Überlastquote erfüllt sei. Der Kläger nimmt demge­
genüber mit seiner auf Abschluss des Altersteilzeitvertrags 
gerichteten Klage den Standpunkt ein, die Überlastquote 
nach § 3 Ziff. 1 ATZ-HTV sei nicht erreicht, weil in deren 
Berechnung ausschließlich Gewerkschaftsmitglieder einzube­
ziehen seien, nicht aber Arbeitnehmer außerhalb des persön­
lichen Geltungsbereichs des Tarifvertrags, mit denen die Be­
klagte Altersteilzeitverträge geschlossen habe. Das Arbeitsge­
richt hat der Klage stattgegeben und die Beklagte verurteilt, 
mit dem Kläger einen Altersteilzeitvertrag abzuschließen. 
Das Landesarbeitsgericht hat das Urteil des Arbeitsgerichts 
abgeändert und die Klage abgewiesen.
Die Revision des Klägers hatte vor dem BAG keinen Erfolg. 
Der Kläger hat keinen Anspruch auf Abschluss des begehr­
ten Altersteilzeitvertrags gemäß § 2 ATZ-HTV. Dem steht 
entgegen, dass die Überlastquote erfüllt ist (§ 3 Ziff. 1 ATZ-
HTV). Bei der Berechnung der Quote sind auch Arbeitneh­
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mer außerhalb des persönlichen Geltungsbereichs des Tarif­
vertrags, die von Altersteilzeit Gebrauch gemacht haben, 
einzubeziehen. Dasselbe gilt für Arbeitnehmer mit Altersteil­
zeitverträgen, die nicht nach dem ATZ-HTV geschlossen 
wurden. Dies folgt aus einer Auslegung von § 3 Ziff. 1 und 
Ziff. 2 ATZ-HTV.
Quelle: Pressemitteilung des BAG Nr. 28/2026 vom 25. August 2026

Sozialrecht

Mitgliedschaft in Gesetzlicher Krankenkasse kann bei Betrug 
zurückgenommen werden
Eine Krankenkasse kann die Entscheidung über die freiwilli­
ge Mitgliedschaft eines Versicherten in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) zurücknehmen, wenn diese auf 
unwahren Angaben über Vorversicherungszeiten beruht. 
Dies hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg mit Ur­
teil vom 26. August 2026 entschieden, Az. L 16 KR 441/25.
Der Kläger ist selbständig als Tischler tätig. 2020 versuchte 
er nach acht Jahren Versicherung in einer privaten Kranken­
versicherung mithilfe eines Versicherungsmaklers als freiwil­
liges Mitglied in die GKV zu wechseln. Der Versicherungs­
makler nutzte dabei einen Kontakt zu einem Krankenkassen­
mitarbeiter, der ihm mitgeteilt hatte, auch Personen über 55 
Jahre – wie den Kläger – unkompliziert aufzunehmen. Der 
Kläger kündigte seiner privaten Krankenversicherung und 
übersandte dem Versicherungsmakler seinen Antrag auf Auf­
nahme in die GKV. Nachfolgend wurden dem Antrag ohne 
Wissen des Klägers gefälschte Unterlagen über angebliche 
Vorversicherungszeiten im EU-Ausland (Polen) beigefügt. 
Die Krankenkasse nahm den Kläger zunächst als Mitglied 
auf, stellte jedoch nach Rückfragen bei dem zuständigen pol­
nischen Versicherungsträger fest, dass die Angaben zu seinen 
Vorversicherungszeiten falsch waren. Ein Jahr nach dem Bei­
tritt hob die Krankenkasse die Mitgliedschaft des Klägers 
mit Wirkung für die Zukunft wieder auf. Dem Krankenkas­
senmitarbeiter wurde gekündigt, er wurde wegen Betruges 
zu einer Freiheitsstrafe verurteilt. Gegen den Rücknahmebe­
scheid hat der Kläger Klage erhoben. Vor dem Sozialgericht 
Berlin hatte er zunächst Erfolg.
Der 16. Senat des LSG hat die Entscheidung des SG aufge­
hoben und nunmehr zugunsten der Krankenkasse entschie­
den. Er hat ausgeführt, dass der Rücknahmebescheid recht­
mäßig sei. Das Vertrauen des Klägers auf den Bestand der 
Mitgliedschaft sei unter Abwägung mit dem Interesse der 
Allgemeinheit an der Herstellung eines gesetzmäßigen Zu­
stands nicht schutzwürdig. Auch habe die Krankenkasse das 
ihr vom Gesetz eingeräumte Ermessen ordnungsgemäß aus­
geübt.
Quelle: Pressemitteilung des LSG Berlin-Brandenburg vom 9. Septem­
ber 2026

Rehabilitierungsrecht

Verwaltungsrechtliche Rehabilitierung bei Selbstanzeige mit 
Belastung Dritter nicht ausgeschlossen
Eine Rehabilitierung nach dem Verwaltungsrechtlichen Re­
habilitierungsgesetz (VwRehaG) ist nicht wegen eines Ver­
stoßes gegen die Grundsätze der Menschlichkeit ausge­
schlossen, wenn sich der Berechtigte wegen Vorbereitungen 
zum ungenehmigten Verlassen der DDR selbst angezeigt und 
den Sicherheitsbehörden im Verhör weitere Beteiligte be­
nannt hat, um eine ihm unmittelbar drohende politische 
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Strafverfolgung abzuwenden. Das hat das Bundesverwal­
tungsgericht mit Urteil vom 19. August 2026 entschieden, 
Az. BVerwG 8 C 8.25.
Der Kläger brach 1978 sein Vorhaben ab, sich aus der 
DDR ausschleusen zu lassen, und zeigte sich selbst bei 
den Sicherheitsbehörden an. Im Verhör benannte er zwei 
weitere am Vorhaben beteiligte Bürger der DDR. Eine Zu­
sammenarbeit mit dem Ministerium für Staatssicherheit der 
DDR (MfS) verweigerte er. Wegen seiner nachfolgenden 
Überwachung durch das MfS, dreier Inhaftierungen, dem 
mit der Androhung weiterer Haft verbundenen Verbot zwei­
er Fotoausstellungen sowie anderer Maßnahmen beantrag­
te der Kläger seine verwaltungsrechtliche und berufliche 
Rehabilitierung. Die Beklagte lehnte die Anträge ab. Das 
Verwaltungsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Bundes­
verwaltungsgericht hat der Revision im vorangegangenen 
Verfahren BVerwG 8 C 15.21 stattgegeben, soweit die ver­
waltungsrechtliche Rehabilitierung wegen der oben aufge­
zählten, rechtsstaatswidrigen Maßnahmen abgelehnt wurde. 
Insoweit hat es die Sache an das Verwaltungsgericht zurück­
verwiesen, damit dieses die Umstände der Anzeige Dritter 
aufklären und prüfen konnte, ob darin eine die Rehabilitie­
rung ausschließende Denunziation lag. Dies hat das Verwal­
tungsgericht mit dem nun angegriffenen Urteil bejaht. Die 
dagegen gerichtete Nichtzulassungsbeschwerde hat das Bun­
desverwaltungsgericht zunächst zurückgewiesen, ihr nach 
Aufhebung dieses Beschlusses durch das Bundesverfassungs­
gericht jedoch stattgegeben.
Die Revision des Klägers hatte Erfolg. Seine Rehabilitierung 
ist nicht nach § 2 Abs. 2 VwRehaG ausgeschlossen, weil er 
nicht gegen die Grundsätze der Menschlichkeit verstoßen 
hat. Ein solcher Verstoß läge vor, wenn der Kläger freiwillig 
und gezielt, insbesondere auch durch Eindringen in die Pri­
vatsphäre anderer und Missbrauch persönlichen Vertrauens, 
Informationen über Mitbürger gesammelt und an den 
Staatssicherheitsdienst der DDR weitergegeben hätte. Einer 
Spitzeltätigkeit stünde gleich, wenn er sich freiwillig als De­
nunziant betätigt hätte, um hieraus eigene Vorteile zu erlan­
gen. Dies setzt voraus, dass er andere durch eine Anzeige 
freiwillig und gezielt der politischen Verfolgung aussetzte, 
um eine Begünstigung zu erreichen, die ihm nach den allge­
meinen, nicht diskriminierenden Vorschriften nicht zustand, 
oder um einen Nachteil abzuwenden, der ihn sonst nach die­
sen Regeln treffen würde. Beides war hier nicht der Fall. Der 
Kläger offenbarte eine Beteiligung Dritter erst nach seiner 
Selbstanzeige im Rahmen des Verhörs und nach den Feststel­
lungen des Verwaltungsgerichts nur, um die ihm selbst un­
mittelbar drohende politische Strafverfolgung abzuwenden. 
Dass er in einer solchen Situation nicht bereit war, sich 
selbst menschenrechtswidriger Verfolgung auszusetzen, um 
andere zu schützen, ist ihm nicht als unmenschliches Verhal­
ten vorzuwerfen.
Quelle: Pressemitteilung des BVerwG Nr. 60/2026 vom 19. August 2026

VERANSTALTUNGEN

Open Data zwischen Transparenz und Resilienz

Unter wissenschaftlicher Leitung von Univ.-Prof. Dr. Heiko 
Richter, LL.M. (Columbia), lädt die Deutsche Universität für 
Verwaltungswissenschaften Speyer zur Hybridveranstaltung 
„Open Data zwischen Transparenz und Resilienz“ vom 26. 

n

– 27. Oktober 2026 nach Speyer ein. Ziel der Tagung ist es, 
den Stand von Open Data in Deutschland mit einem klaren 
Blick auf Regulierung, Vollzug und Zukunftsfragen zusam­
menzuführen.
Information unter https://www.uni-speyer.de/weiterbildung

PERSONALIA

Kerstin Nowotny zur Leitenden Oberstaatsanwältin in 
Görlitz ernannt

Kerstin Nowotny wurde 1964 in Görlitz geboren und be­
gann 1988 als Staatsanwalts-Assistentin beim Staatsanwalt 
des Kreises Görlitz. Dort wurde sie 1989 zur Staatsanwäl­
tin ernannt und 1991 folgte ihre Ernennung zur Staatsan­
wältin im Beamtenverhältnis auf Probe mit Zuweisungen 
an die Staatsanwaltschaften Dresden und Görlitz. 1993 
erfolgte eine Abordnung an die Generalstaatsanwaltschaft 
Dresden. 1994 wurde Kerstin Nowotny zur Staatsanwältin 
auf Lebenszeit bei der Staatsanwaltschaft Görlitz und 1998 
zur Oberstaatsanwältin bei der Staatsanwaltschaft Görlitz 
ernannt. 2004 war Nowotny im Wege der Abordnung bei 
der Staatsanwaltschaft Bautzen tätig. Im Anschluss erfolgte 
2010 die Beförderung zur Oberstaatsanwältin als ständige 
Vertreterin des Leitenden Oberstaatsanwalts bei der Staats­
anwaltschaft Bautzen. 2013 schlossen sich ihre Ernennung 
zur Oberstaatsanwältin bei der Staatsanwaltschaft Görlitz 
und Zweigstellenleiterin in Bautzen sowie 2023 zur Ober­
staatsanwältin als ständige Vertreterin des Leitenden Ober­
staatsanwalts bei der Staatsanwaltschaft Görlitz an. Seit Juni 
2025 war Kerstin Nowotny als kommissarische Behörden­
leiterin tätig.
Quelle: Pressemitteilung des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz 
vom 26. August 2026

Franka Lau ist Richterin am BVerwG

Franka Lau wurde 1974 im sächsischen Lichtenstein gebo­
ren. Nach Abschluss ihrer juristischen Ausbildung trat sie 
2001 als Richterin in den sächsischen Justizdienst ein. Es 
folgte eine Abordnung an das Sächsische Staatsministerium 
der Justiz, wo ihr das Amt einer Regierungsrätin übertragen 
wurde. Im Mai 2003 promovierte sie die Friedrich-Schiller-
Universität Jena zur Doktorin der Rechte. Ende 2004 wurde 
Lau zur Staatsanwältin bei der Staatsanwaltschaft Leipzig 
ernannt und war in der Folge im Sächsischen Staatsminis­
terium des Inneren sowie nach ihrer Ernennung zur Rich­
terin am Sozialgericht an den Sozialgerichten in Chemnitz 
und Dresden tätig. 2011 bis 2014 war sie wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am Bundesverwaltungsgericht. Nach ihrer Er­
nennung zur Richterin am Landessozialgericht arbeitete sie 
von 2014 bis 2020 am sächsischen Landesozialgericht. Im 
Anschluss wurde sie zur Vizepräsidentin des Verwaltungs­
gerichts Leipzig ernannt. 2025 war sie Vorsitzende Richte­
rin am Sächsischen Finanzgericht. Im Bundesverwaltungsge­
richt wird Franka Lau sowohl dem u. a. für das Informa­
tionsfreiheitsrecht, das Natur- und Landschaftsschutzrecht 
sowie weitere Bereiche des Umweltrechts zuständigen 10. 
Revisionssenat als auch dem insbesondere für das Immissi­
onsschutzrecht 7. Revisionssenat zugewiesen.
Quelle: Pressemitteilung des BVerwG Nr. 64/2026 vom 1. September 
2026
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	kopf_rezension
	
	Herausgeber
	Redaktion
	Impressum



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




